
  

 
Planungsanzug betreffend Kapitel 4.3 "Stadtwohnen" 07.5301.01 

 

 

Im Politikplan 2008-2011 ist auf Seite 34 in der Rubrik 4.3 "Stadtwohnen" u.a. festgehalten, dass der Regierungsrat zur 
Verbesserung des städtischen Wohnangebotes der "Umstrukturierung des Baubestands" zentrale Bedeutung zumisst 
und dass er zu diesem Zweck "bestehende Anreize wie die Förderung von Wohnungszusammenlegungen nicht nur 
weiter führen sondern auch neue Anreize wie z.B. Dachausbauten prüfen" wolle. 

Wie bereits im Politikplan 2007-2010 fehlt an dieser Stelle im Vergleich zur Fassung 2006-2009 der Satz "Gesetzliche 
Regelungen in diesem Bereich möchten wir im Sinne einer Deregulierung kritisch hinterfragen“. Zudem wurde im 
aktuellen Politikplan ein weiterer Satz gestrichen, welcher im letzten Politikplan noch enthalten war: "Ausserdem planen 
wir, den extrem tiefen Eigentumsanteil von knapp über 10% markant zu erhöhen“. 

Diese Entwicklung ist unverständlich. Dies einerseits, weil der Grosse Rat am 11. Januar 2006 meinen Anzug 
05.8428.01 betreffend Förderung von grossem Wohnraum dem Regierungsrat zur Beantwortung überwies. Andererseits, 
weil der Regierungsrat bereits letztes Jahr in Beantwortung des Planungsanzuges 06.5329.02 von Claude Beranek, der 
auf diese Ungereimtheit hinwies, erklärte, es sei "weder Meinung noch Absicht des Regierungsrates, mit der veränderten 
Formulierung im Kapitel 4.3 "Stadtwohnen“ im Politikplan 2007-2010 eine inhaltliche Neuausrichtung zum Thema 
'Wohnen in der Stadt' vorzunehmen“. Der Regierungsrat versprach, "für die Fassung des Politikplans 2008-2011 wieder 
auf die alte Formulierung zurückzugreifen, um so den vermuteten Rückschritt oder die materielle Differenz zu 
korrigieren“.  

Aus diesem Grund wird der Regierungsrat nochmals gebeten, in der Rubrik 4.3 "Stadtwohnen" des Politikplans bei den 
vorgesehenen Massnahmen die frühere Formulierung des Politikplans 2006 - 2009 wieder aufzunehmen. Diese lautet: 
"Anreize zur Bestandesveränderung: Bei über 100'000 bestehenden Wohnungen und wenig unbebaut verbliebenen 
Flächen insgesamt, kommt der Umstrukturierung des Baubestandes zentrale Bedeutung für die Verbesserung des 
städtischen Wohnangebotes zu. Dafür wollen wir bestehende Anreize wie die Förderung von 
Wohnungszusammenlegungen nicht nur weiter führen, sondern auch neue Anreize wie z.B. Dachausbauten prüfen. 
Gesetzliche Regelungen in diesem Bereich möchten wir im Sinne einer Deregulierung kritisch hinterfragen. Ausserdem 
planen wir, den extrem tiefen Eigentumsanteil von knapp über 10% markant zu erhöhen". 
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